
Anlage 6.1 - 6.14 zu GD 307/20 Stadt Ulm 

Beschlussvorlage 
 

 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Frauenstraße 124" 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde vom 27.07.2020 bis einschl. 
28.08.2020 durchgeführt. Parallel dazu wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt 
werden, unterrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert. 

Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen. 

 
Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden zum Entwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans und der Satzung der örtlichen Bauvorschriften  gehört: 

- Bundesamt für Immobilienausgaben 
- DB Service Immobilien GmbH 
- Eisenbahn-Bundesamt (EBA) 
- Deutsche Telekom 
- EnBW Biberach (Planung), Netze BW 
- Terranetz BW (GVS) 
- Handwerkskammer 
- Industrie- und Handelskammer 
- Nachbarschaftsverband 
- Polizeipräsidium Ulm 
- Regierungspräsidium Tübingen – Ref. 21 /  Raumordnung 
- Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für  Denkmalpflege 
- Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und  Bergbau 
- Regierungspräsidium Tübingen – Abt. 4 / Straßenwesen und  Verkehr 
- Regierungspräsidium Tübingen – Ref. 47.2  Straßenbaubehörde 
- Regionalverband Donau-Iller 
- Stadtwerke Ulm / Neu-Ulm (SWU) 
- Fernwärme Ulm 
- ZW Wasserversorgung Ulmer Alb 
- SUB/V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 

- Zentralplanung Unitymedia BW GmbH 

 
Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellung- 
nahmen ohne Einwendungen vorgebracht: 

- Handwerkskammer Ulm, Schreiben vom 26.08.2020 
- Terranets bw, Schreiben vom 21.07.2020 
- Netz BW, Schreiben vom 29.07.2020 
- Industrie- und Handelskammer Ulm, Schreiben vom  05.08.2020 
- Nachbarschaftsverband Ulm, Schreiben vom  10.08.2020 
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Von den folgenden 14 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stel- 

lungnahmen mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren  vorgebracht: 
 

Stellungnahmen Behörden / TÖB Stellungnahmen der Verwaltung 

Deutsche Telekom, 
Schreiben vom 21.07.2020 
(Anlage 6.1) 

Die Deutsche Telekom weist darauf hin, dass 
sich im Planbereich noch keine Tele-
kommunikationslinien der Telekom befinden. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Tele-
kommunikationsnetzes sowie die Koordinierung 
mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen 
der anderen Leitungsträger ist es notwendig, 
dass Beginn und Ablauf der Erschließungs-
maßnahmen im Bebauungsplangebiet der 
Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie 
möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, 
schriftlich angezeigt werden. 

 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge- 
nommen. 

 
Beim Plangebiet handelt es sich lediglich 
um ein Grundstück, welches aus den in der 
Frauenstraße vorgelagerten Leitungs-
trassen versorgt werden kann. 

 
Die Deutsche Telekom wird frühzeitig vor 
Baubeginn im Rahmen der koordinierten 
Leitungsplanung in die weiteren Schritte 
eingebunden. 

Fernwärme Ulm (FUG), 
Schreiben vom 28.07.2020 
(Anlage 6.2) 

 
Die Fernwärme Ulm weist darauf hin, dass das 
Gebäude Frauenstraße 124 an das Fern-
wärmenetz der FUG angeschlossen ist. Die 
neu zu erstellenden Gebäude können ebenfalls 
wieder an das Fernwärmenetz der FUG 
angeschlossen werden. 

Die weitere Planung in diesem Bereich ist 
frühestmöglich mit der Fernwärme Ulm 
abzustimmen. 

 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Berück-
sichtigung bei der weiteren Planung an den 
Vorhabenträger weitergeleitet. 

 
 

 
Sollte von Seiten der Vorhabenträgerin ein 
Anschluss an das Fernwärmenetz geplant 
sein, wird die FUG frühzeitig in die weiteren 
Planungen eingebunden. 

Regierungspräsidium Freiburg/ Forstdirek- 
tion, 
Schreiben vom 28.07.2020 
(Anlage 6.3) 

Das Regierungspräsidium Freiburg merkt an, 
dass in allen drei Vorhabengebieten kein Wald 
vorhanden ist. Einzelne Bäume bzw. ein Fried- 
hof auf der gegenüberliegenden Straßenseite 
werden nicht als Wald im forstrechtlichen Sinne 
gewertet. Es grenzt auch kein Wald an die 
Plangebiete an. Es bestehen daher keine Be- 
denken. Eine weitere Beteiligung der Forstver- 
waltung ist nicht erforderlich. 

 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge- 
nommen. Eine Änderung der Planung ist 
nicht erforderlich. 
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Eisenbahn-Bundesamt, Schreiben vom 
28.07.2020 
(Anlage 6.4) 
Das Eisenbahn-Bundesamt bringt vor, dass die 
Belange des Eisenbahn-Bundesamtes von der 
Planung berührt werden. Bei Beachtung der 
nachfolgenden Nebenbestimmungen be-  
stehen keine Bedenken. Das Eisenbahn- 
Bundesamt weist darauf hin, dass Flächen  
einer Eisenbahn des Bundes nicht überplant 
werden dürfen. Um solche Flächen handelt es 
sich wenn Grundstücke von einer Entschei- 
dung gemäß § 18 AEG erfasst worden sind,  
das planfestgestellte Vorhaben verwirklicht 
worden ist und die Grundstücke für Bahnbe- 
triebszwecke tatsächlich in Dienst genommen 
worden sind. Aus diesem Grund sind diese 
Flächen aufgrund des Fachplanungsprivilegs 
aus § 18 AEG i. V. m. § 38 BauGB der kom- 
munalen Planungshoheit entzogen,  solange  
sie nicht gemäß § 23 AEG von Bahnbetriebs- 
zwecken freigestellt worden sind. Weiterhin 
dürfen keine Bahnanlagen geändert werden. 
Aus den ist nicht ersichtlich, ob es zu irgend- 
welchen Änderungen kommt. Ergibt sich im 
Zusammenhang mit einem Bebauungsplan die 
Notwendigkeit der Änderung einer Betriebsan- 
lage (z.B. die Versetzung eines Oberleitungs- 
mastens) sind diese Änderungen nur im Rah- 
men eines Planrechtsverfahrens nach § 18 
AEG zulässig. Wenn an den Bahnanlagen 
nichts geändert wird, bestehen keine Beden- 
ken, die Flächen sind nachrichtlich darzustel- 
len im B-Plan. Es ist zu beachten, dass das 
Eisenbahn-Bundesamt nicht die Vereinbarkeit 
aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbe- 
triebsanlagen (Deutsche Bahn AG, DB Immo- 
bilien, Region Südwest, Gutschstr. 6, 76137 
Karlsruhe) prüft. Die Betreiber dieser Anlagen 
sind möglicherweise betroffen. Daher werden 
die gebotenen Beteiligungen empfohlen, so-  
fern sie nicht bereits stattfinden. 

 

 

Die Bahnlinien Stuttgart - Ulm sowie  die  
der Brenzbahn haben einen Abstand von 
rund 125 m zum Plangebiet. Die dadurch  
im Plangebiet einwirkenden Lärmim-
missionen wurden in einem Schall-
gutachten untersucht und dabei 
entsprechende Maßnahmen (Grundriss-
orientierung) in den Bebauungsplan 
eingearbeitet. Negative Auswirkungen der 
Bahnlinie auf die geplante Wohnbebauung 
können dabei ausgeschlossen werden. 

Polizeipräsidium Ulm, E-Mail vom 29.07.2020 
(Anlage 6.5) 

Aus verkehrlicher Sicht: 
Für die Gestaltung der Tiefgargenzufahrten rät 
das Polizeipräsidium Ulm zu diesen Kriterien: 

- Bei der  Anlage  der  Tiefgaragenausfahrten 
ist darauf zu achten, dass die Sicht-
beziehungen zu bevorrechtigten Nutzern 
des Gehwegs und der Fahrbahn nicht durch 
Stützmauern, Brüstungen, Einbauten, Möb- 
lierung,  Pfosten  oder  Bepflanzung  be- 

 

 

 

 

 
Die Tiefgaragenausfahrt befindet sich im 
nordöstlichen Bereich zur Brenzstraße hin 
orientiert. Der Beginn der Tiefgaragen-
rampe ist so gestaltet, dass diese ca. 3 m 
von der Grundstücksgrenze nach hinten 
versetzt ist, so dass ein ausfahrendes Fahr- 
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einträchtigt werden. Die Begründung sollte 
unter diesem Aspekt kritisch überprüft 
werden. Bei der Pflanzenwahl wäre auf 
geeignete Standorte und Wuchsformen zu 
achten, die keine Sichtprobleme auslösen. 

 

 

 
- Sofern die Zufahrenden in die Tiefgarage 

eine Schranke/Schloss/Tor bedienen oder 
eine Ampelregelung beachten müssen, 
wäre zu gewährleisten, dass diese sich 
dafür nicht im öffentlichen Verkehrsraum 
aufstellen müssen. 

- Um unberechtigtes und behinderndes 
Parken vor Ein - Ausfahrten möglichst zu 
verhindern, sollten diese und die davor 
liegende Verkehrsflächen (z.B. durch 
dynamisch abgesenkte Bordsteine) so 
gestaltet werden, dass sie das Erkennen 
der Tiefgargenzufahrten erleichtern. Dies ist 
auch für die spätere Überwachung wichtig. 

 

Aus kriminalpräventiver Sicht: 
Aus kriminalpräventiver Sicht sollten Bauherren 
und Architekten frühzeitig im Textteil auf die 
kostenfreie Beratung durch die Kriminalpolizei- 
liche Beratungsstelle beim Polizeipräsidium  
Ulm hingewiesen werden. Einbruchshemmende 
Maßnahmen können so -meist noch kosten- 
günstiger- in die Planung einbezogen werden. 

zeug nahezu eben an der Gehwegkante 
steht. Daher besteht für ausfahrende 
Fahrzeuge die Möglichkeit, den öffentlichen 
Raum beim Ausfahren frühzeitig einzuse- 
hen. Die Stellungnahme wird zusätzlich zur 
Berücksichtigung bei der Planung der Frei- 
flächen an die Vorhabenträgerin weiterge- 
leitet. 

Die Stellungnahme wird zur Berück-
sichtigung bei der weiteren Planung (Lage 
der Schranke bzw. des Tors) an die 
Vorhabenträgerin weitergeleitet. 

 

 
Um die Erkennbarkeit der Ein- und Aus- 
fahrt zur Tiefgarage  sicherzustellen, 
werden dynamisch abgesenkte Bordsteine 
im Zufahrtsbereich vorgesehen. Eine 
Regelung hierzu erfolgt im Rahmen des 
Durchführungsvertrags. 

 

 

 
Einer Aufnahme des Hinweises im Bebau-
ungsplan hinsichtlich der kostenfreien Be- 
ratung durch die Kriminalpolizeiliche Berat-
ungsstelle bedarf es nicht. Das Hinweis- 
blatt der Polizei wird bei Baugenehmig-
ungen hinzugefügt. 

Deutsche Bahn AG, 
Schreiben vom 03.08.2020 
(Anlage 6.6) 

Die Deutsche Bahn AG weist darauf hin, dass 
durch die Neuaufstellung des o.g. Bebauungs- 
plans die Belange der DB AG und ihrer Kon- 
zernunternehmen nicht berührt werden. Die 
Deutsche Bahn hat daher weder Bedenken 
noch Anregungen vorzubringen. Auf die durch 
den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der 
Bahnanlagen entstehenden Immissionen (ins- 
besondere Luft- und Körperschall usw.) wird 
vorsorglich hingewiesen. 

 

 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge- 
nommen. Eine Änderung der Planung ist 
nicht erforderlich. 

Vodafone BW, Schreiben vom 03.08.2020 
(Anlage 6.7) 

 

Vodafone BW stellt fest, dass im Planbereich 
keine Versorgungsanlagen der Vodafone BW 
GmbH liegen. 

Vodafone ist grundsätzlich dran interessiert, 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge- 
nommen. 

 
Beim Plangebiet handelt es sich lediglich 
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dass Glasfaser basierte Kabelnetz in Neubau- 
gebieten zu erweitern und damit einen Beitrag 
zur Sicherung der Breitbandversorgung für die 
Bürger zu leisten. Die Anfrage wurde an die 
zuständige Fachabteilung weitergeleitet, die 
sich zu gegebener Zeit in Verbindung setzen 
wird. Bis dahin bittet Vodafone am Bebauungs- 
planverfahren weiter beteiligt zu werden. 

um ein Grundstück, welches aus den in der 
Frauenstraße vorgelagerten Leitungs-
trassen versorgt werden kann. 

 

Die Vodafone BW wird frühzeitig vor Bau- 
beginn im Rahmen der koordinierten Lei- 
tungsplanung in die weiteren Schritte ein- 
gebunden. 

Regierungspräsidium Tübingen - Straßen- 
baubehörde, Schreiben vom 13.08.2020 
(Anlage 6.8) 

 

Das Regierungspräsidium Tübingen stellt fest, 
dass sich das Plangebiet innerhalb der straßen- 
rechtlichen Ortsdurchfahrt (OD/E) von Ulm an 
der L 1079 befindet. Die Straßenbaulast an der 
Frauenstraße selbst und an der Landesstraße 
obliegt hier der Stadt. Das Regierungsprä-
sidium – Abteilung Straßenwesen und Verkehr 
– ist somit durch das Plangebiet nicht betroffen. 

 

 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge- 
nommen. Eine Änderung der Planung ist 
nicht erforderlich. 

Regierungspräsidium Tübingen - Ref. 21 / 
Raumordnung, Schreiben vom 17.08.2020 
(Anlage 6.9) 

 

Das Regierungspräsidium Tübingen nimmt wie 
folgt Stellung: 

Belange der Raumordnung 
Laut den vorgelegten Planunterlagen beabsich- 
tigt die Stadt Ulm die Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes „Frauenstraße 
124“. Als Art der Nutzung wird ein urbanes 
Gebiet ausgewiesen. Nach planungsrechtlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes sind Ein- 
zelhandelsbetriebe allgemein zulässig. Groß-
flächige Einzelhandelsbetriebe sind nicht 
zulässig. Da sich das Plangebiet in 
städtebaulich integrierter Lage befindet, 
bestehen aus Sicht des Einzelhandels keine 
raumordnungsrechtlichen Bedenken gegen die 
Planung. 

 

Belange des Immissionsschutzes 
Das Regierungspräsidium Tübingen weist auf 
die Zuständigkeit der unteren Immissions- 
schutzbehörde für die Beurteilung des Immis-
sionsschutzes hin. Das Regierungspräsidium 
Tübingen begrüßt die in der Begründung des 
Bebauungsplans genannten Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
und weist darauf hin, dass die genannten 
passiven Schallschutzmaßnahmen (insbeson- 
dere die fensterunabhängige schallgedämmte 
Belüftung schutzbedürftiger Räume) unbedingt 
eingehalten werden müssen. 

 

 

 

 

 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge- 
nommen. Eine Änderung der Planung ist 
nicht erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Die im Rahmen der schalltechnischen Un- 
tersuchung ermittelten Maßnahmen am 
Gebäude (Grundrissorientierung zu den 
lärmabgewandten Seiten, Gestaltung der 
Balkone etc.) wurde in die textlichen Fest- 
setzungen zum Bebauungsplan einge-
arbeitet. Damit können an der geplanten 
Bebauung sowie an den umliegenden 
Nutzungen gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse sichergestellt werden. 
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eingehalten werden müssen.  

Regionalverband Donau-Iller, Schreiben 
vom 18.08.2020 
(Anlage 6.10) 

 
Der Regionalverband Donau-Iller merkt an, 
dass die planungsrechtlichen Festsetzungen 
vorsehen, großflächigen Einzelhandel auszu- 
schließen. Dies entspricht den Zielsetzungen 
der Gesamtfortschreitung des Regionalplans 
Donau-Iller und wird von dem Regionalverband 
Donau-Iller ausdrücklich begrüßt. 

 

 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge- 
nommen. Eine Änderung der Planung ist 
nicht erforderlich. 

Regierungspräsidium Freiburg, 
Schreiben vom 24.08.2020 
(Anlage 6.11) 

 

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau nimmt wie folgt Stellung: 

Geotechnik: 
Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren des LGRB als Träger 
öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 
Auszügen daraus erfolgt. 

 

Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeo-
logisches Übersichtsgutachten, Bau-
grundgutachten oder geotechnischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen 
im Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros. Eine wasserwirtschaftliche 
Zulässigkeit der geplanten Nutzung voraus-
gesetzt, empfiehlt das LGRB andernfalls die 
Übernahme der folgenden geotechnischen 
Hinweise in den Bebauungsplan: Das 
Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am 
LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungs-
bereich von Auenlehm. Im tieferen Untergrund 
stehen die Gesteine des Oberen Juras an. Mit 
lokalen Auffüllungen vorangegangener 
Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, ist zu rechnen. 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschied-
lichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist 
zu rechnen. Der Grundwasserflurabstand kann 
bauwerksrelevant sein. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehm- 
erfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht 
auszuschließen. Sollte eine Versickerung der 
anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. 
wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das 
Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und 
im Einzelfall die Erstellung eines entsprechen- 
den hydrologischen Versickerungsgutachtens 
empfohlen. Wegen der Gefahr der Ausspülung 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge- 
nommen und zur Berücksichtigung bei der 
weiteren Planung an die Vorhabenträgerin 
weitergeleitet. 

 

Im Zuge der weiteren Planungen wird eine 
Baugrunduntersuchung beauftragt und die 
Ergebnisse im Rahmen der Ausführungs- 
planung des Gebäudes berücksichtigt. 
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empfohlen. 
Wegen der Gefahr der Ausspülung 
lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Ver-
sickerungseinrichtungen auf ausreichenden 
Abstand zu Fundamenten zu achten. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge 
der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten 
(z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bo- 
denkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung, bei Antreffen verkars- 
tungsbedingter Fehlstellen wie z.B. offenen 
bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbe- 
zogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 
EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. 

 

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH, 
Schreiben vom 25.08.2020 
(Anlage 6.12) 

 

Die Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH 
bringen vor, dass rechtzeitig vor Abbruch- 
beginn der bestehende Hausanschluss von den 
Stadtwerken Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH zu 
Lasten des Bauherrn getrennt und die Messein- 
richtungen ausgebaut werden müssen. 

Die vorhandene Trafostation muss auf dem 
Gelände bleiben. Die Nieder- und Mittelspan- 
nungsleitungen, welche für die Versorgung der 
Trafostation und des elektrischen Netzes be-
nötigt werden, dürfen nicht überbaut werden. 
Sollten diese Leitungen umgelegt werden, so 
trägt der Verursacher die Kosten. 

 

 

Aus den vorgelagerten Netzen ist die Versor- 
gung mit Strom, Erdgas und Trinkwasser durch 
die Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netzte GmbH 
möglich. 

 

 

 
Die Stellungnahme wird im Hinblick auf den 
Rückbau der bestehenden Leitungen und 
an der Messeinrichtungen an die Vorhaben- 
trägerin weitergeleitet und vor Baubeginn 
frühzeitig mit der SWU abgestimmt. 

 
Die auf dem Grundstück bestehende 
Trafo-station kann in ihrer derzeitigen Lage 
im Süden des Plangebiets erhalten 
werden. Zur planungsrechtlichen 
Sicherung wurde die Trafostation als 
Fläche für Versorgungsanlagen im 
Bebauungsplan festgesetzt, und der 
Zugang über ein Leitungsrecht mit einer 
Breite von 2,50 m gesichert. 

 

Die Stellungnahme wird zur Berücksichti- 
gung bei der weiteren Planung an den Vor- 
habenträger weitergeleitet. 

SUB/V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht, 
Schreiben vom 27.08.2020 
(Anlage 6.13) 

SUB V nimmt zu dem Bebauungsplan wie folgt 
Stellung: 

 

Altlasten 

Auf dem Grundstück Frauenstraße 124 (Flst. 
815/3) ist im Bodenschutz- und Altlastenkatas- 
ter der mit B – Entsorgungsrelevanz bewertete 
Altstandort AS Frauenstraße 124, Tankstelle / 
Kfz-Gewerbe, Ulm (Flächen-Nr. 00138-000) 
erfasst. Im Zuge von Aushubmaßnahmen ist 
daher ggf. mit erhöhten Entsorgungskosten zu 
rechnen. 
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3.5.Bodenschutz (§202 BauGB) 
Ziffer 3.5. bitte wie folgend abfassen: 
„Mit dem natürlichen Bodenmaterial ist gemäß 
BBodSchV § 12, Vollzugshilfe zur BBodSchV § 
12 DIN 19731, DIN 19639, DIN 18915 sowie 
den vorliegenden Leitfäden zum Schutz der 
Böden bei Auftrag von kultivierbaren Boden-
aushub bzw. Zur Erhaltung fruchtbaren und 
kulturfähigen Bodenaushub bei Flächeninan- 
spruchnahme schonend umzugehen. Die ge- 
setzlichen und fachlichen Regelungen sind zu 
beachten und umzusetzen.“ 

 

2.2 Freiflächengestaltung 
Bitte um folgenden Absatz ergänzen: 
„Auf den zukünftigen Freiflächen sind im 
Oberboden die der Nutzung entsprechenden 
Prüfwerte der BBodSchV für den Wirkungspfad 
Boden-Mensch einzuhalten. Für PAK und BaP 
gelten die vom Landesgesundheitsamt Baden- 
Württemberg 2019 empfohlenen FoBiG- 
Prüfwertvorschläge.“ 

 

Naturschutz 
Zum Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebau- 
ungsplanes „Frauenstraße 124“ (Stand: 
24.06.2020) ergibt sich aus naturschutzfachli- 
cher Sicht folgendes: 
Zum Planvorhaben ergeben sich keine grund- 
sätzlichen Bedenken. Gemäß §13a BauGB sind 
Umweltbericht und Ausgleich nicht notwendig. 
Das für Ende August 2020 angekündigte Arten- 
schutzgutachten wird Aussagen zu den rele- 
vanten Tiergruppen der Vögel und Fledermäu- 
se liefern. Eine abschließende Stellungnahme 
ist deshalb erst möglich, wenn dieses arten- 
schutzfachliche Gutachten vorliegt. Laut Be- 
gründung werden die Ergebnisse des Arten- 
schutzgutachtens bis zum Satzungsbeschluss 
eingearbeitet. SUB V, Naturschutz, bittet hier- 
rüber um entsprechende Information, um dann 
eine abschließende Stellungnahme abgeben zu 
können. Unabhängig vom Ergebnis des Arten- 
schutzgutachtens wird empfohlen, bei den bis 
zu 19m hohen Gebäuden Quartierhilfen für 
Mauersegler zu integrieren. Die Realisierbarkeit 
ist von den Planern zu überprüfen. Grundsätz- 
lich sind derartig hohe Gebäude geeignet und 
werden auch im dicht bebauten Siedlungs-
bereich von Mauerseglern angenommen. 

 

Der Hinweis zum Bodenschutz unter Ziffer 
3.5 der Hinweise zum Bebauungsplan wird 
in der vorgeschlagenen Formulierung über- 
nommen. 

 

 

 

 

 

 

 
 

Der Hinweis zur Freiflächengestaltung unter 
Ziffer 2.2 der Örtlichen Bauvorschriften wird 
in der vorgeschlagenen Formulierung über- 
nommen. 

 

 

 

 

 

 

 
 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
wurde durch das Büro für Landschafts-
planung Dr. Andreas Schuler ein 
Artenschutzgutachten mit Stand vom 
13.10.2020 erstellt. Dabei wurde das 
Grundstück sowie die noch bestehende 
Bebauung auf Vorkommen von 
schützenswerten Arten untersucht. Zur 
Vermeidung von Verbotstatbeständen 
gemäß § 44 BNatSchG wurde als 
Vermeidungsmaßnahme die Fällung der 
Gehölze und das Freiräumen des Bau-
feldes zwischen 1.10. und Ende Februar 
(außerhalb der Vogelbrutzeit) festgelegt. 
Bäume mit Höhlen oder Spalten sind vor 
der Fällung, Gebäudespalten vor dem Ab- 
riss, von einem Fachmann auf Fleder-
mäuse und Vögel zu untersuchen. Speziell 
ist das Vorkommen des Abendseglers zu 
prüfen, da in Süddeutschland keine 
Wochenstuben, jedoch Ganzjahres-
quartiere existieren, die ab August / 
September besetzt werden. 
Bei einer Baufeldfreimachung außerhalb 
des oben genannten Zeitraumes ist durch 
eine Fachperson zu prüfen, ob Vögel 
brüten oder Fledermäuse sich in 
Tagesquar- tieren  aufhalten.  Bei  
Brutnachweisen von 
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Aus den Aufgabenbereichen Arbeits- und Um- 
weltschutz, und Wasserrecht werden keine 
Einwendungen gegen das geplante Bauvorha- 
ben erhoben. 

Tagesquartieren aufhalten. Bei Brutnach-
weisen von Vögeln oder Vorkommen von 
Fledermäusen ist das weitere Vorgehen mit 
der unteren Naturschutzbehörde abzu-
stimmen. 

 
Die im Gutachten angeführte Ver-
meidungsmaßnahme wurde in den Bebau- 
ungsplan eingearbeitet. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge- 
nommen. Eine Änderung der Planung ist 
nicht erforderlich. 

Entsorgungs-Betriebe der Stadt Ulm, 
Schreiben vom 28.08.2020 
(Anlage 6.14) 

 

Die Entsorgungs-Betriebe der Stadt Ulm 
nehmen wie folgt Stellung: 

 

Abwasser und Gewässer (Abt I): 

Bei der Abwasserbeseitigung ist die Abwasser- 
satzung der Stadt Ulm zu beachten. Danach 
sind u.a. Hausanschlussleitungen vom 
Gebäude bis zum öffentlichen Kanal in der 
Straße als private Leitungen zu planen, bauen 
und unterhalten. 
Hausanschlussleitungen an den öffentlichen 
Kanal sind im Zuge des Baugenehmigungsver- 
fahrens zu beantragen. Bestandsunterlagen 
des öffentlichen Kanals können bei den 
Entsorgungs-Betrieben der Stadt Ulm 
angefordert werden. 

 

 

 

 

 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Berück-
sichtigung bei der weiteren Planung an 
den Vorhabenträger weitergeleitet. 



 

 

RefeRenzen 

AnspRechpARtneR 

telefonnummeR 

DAtum 

BetRifft 

Deutsche telekom technik GmBh 

Postfach 50 20 20, 70369 Stuttgart 

  

Deutsche telekom technik GmBh 

Hausanschrift: Technik Niederlassung Südwest, Nauheimerstr. 98-101, 70372 Stuttgart 

Postanschrift: Postfach 50 20 20, 70369 Stuttgart 

Telefon: +49 711 270-0 | Telefax: +49 711 999-2069 | Internet: www.telekom.de/service 

Konto: Postbank Saarbrücken (BLZ 590 100 66), Kto.-Nr. 248 586 68 | IBAN: DE1759 0100 6600 2485 8668 | SWIFT-BIC: PBNKDEFF590 

Aufsichtsrat: Niek Jan van Damme (Vorsitzender) | Geschäftsführung: Walter Goldenits (Vorsitzender), Maria, Stettner, Dagmar Vöckler-Busch 

Handelsregister: Amtsgericht Bonn HRB 14190, Sitz der Gesellschaft Bonn | USt-IdNr. DE 814645262 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH 
beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen 
sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Im Planbereich befinden sich noch keine Telekommunikationslinien der Telekom. 
 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem 
Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass  
Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen 
Telekom Technik GmbH unter dem im Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, 
mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 
 
 

     
i.V.  i.A. 

Peter Mangold    Günter Mayer 

 

Stadt Ulm 
SUB 
 
89070 Ulm 

 

 

Frau Ergün/SUB-Erg/Ihr Schreiben vom 21.07.2020 
PTI 22 Günter Mayer 
+49 7161 1009-111/Mail/MayerG@telekom.de 
04.08.2020 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Frauenstraße 124“ gem. § 3 Abs 2 BauGB 
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Dienstgebäude Rathausgasse 33 · 79098 Freiburg i. Br. · Telefon 0761 208-0 · Telefax 0761 208-391599 · abteilung8@rpf.bwl.de 
www.rp.baden-wuerttemberg.de · www.forstbw.de · www.service-bw.de 

VAG-Linien 1, 2, 3, 4, 5 · Haltestelle Stadttheater · Parkmöglichkeiten Parkleitsystem Parkzone Altstadt 

  

 

 

REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
FORSTDIREKTION 

Regierungspräsidium Freiburg · Landesforstverwaltung · 79095 Freiburg i. Br. 
 
 
Stadt Ulm 
Stadtplanung, Umwelt, Baurecht 
Münchener Str. 2 
89073  Ulm 
 
Versand per Mail an: 
u.erguen@ulm.de 
 
 
 
 

 
83 Waldpolitik und 
Körperschaftsforstdirektion 

Freiburg i. Br. 28.07.2020 
Name Georg Pages 

Durchwahl 0761 208-1438 
Aktenzeichen 83  2511.2 421-000 B-Plan 

Binsweiherw-Donautalstr-
Frauenstr124 
(Bitte bei Antwort angeben) 

 

 
 Bebauungsplan „Donautalstraße - Feldstraße“, 
vorhabensbezogener Bebauungsplan „Frauenstraße 124“ und 
vorhabensbezogener Bebauungsplan „Binsenweiherweg – Unterkirchberger 
Straße“  in Ulm 
 
Frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB Stellungnahme  
Ihre Schreiben vom 27.07.2020 (per E-Mail) 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Stadt Ulm hat die drei o.g. Vorhaben zur Anhörung verschickt. 
 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB wird auch der Höheren 
Forstbehörde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
 
Zu den vorgelegten Planunterlagen äußert sich die Höhere Forstbehörde wie folgt. 
 
 
 
STELLUNGNAHME 
Im allen drei Vorhabengebiet ist kein Wald vorhanden. Einzelne Bäume bzw. ein Friedhof 
auf der gegenüberliegenden Straßenseite werden nicht als Wald im forstrechtlichen Sinne 
gewertet. 
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Es grenzt auch kein Wald an die Plangebiete an. 
 
Es bestehen daher keine Bedenken.  
 
Eine weitere Beteiligung der Forstverwaltung ist nicht erforderlich. 
 
Die Untere Forstbehörde bei der Stadt Ulm erhält Nachricht hiervon. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Gez. Georg Pagés   



 

Hausanschrift: Überweisungen an Bundeskasse Trier 
Südendstraße 44, 76135 Karlsruhe Deutsche Bundesbank, Filiale Saarbrücken   
Tel.-Nr. +49 (721) 1809-0  BLZ 590 000 00    Konto-Nr. 590 010 20 
Fax-Nr. +49 (721) 1809-9699 IBAN DE 81 5900  0000  0059 0010 20      BIC: MARKDEF1590      
De-Mail: poststelle@eba-bund.de-mail.de      Leitweg-ID: 991-11203-07 
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Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart 

   
Eisenbahn-Bundesamt, Südendstraße 44, 76135 Karlsruhe 

 
Stadt Ulm 
Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, 
Baurecht 
Münchner Strasse 2 
89070 Ulm 

Bearbeitung: Petra Eisele 

Telefon: +49 (721) 1809-141 

Telefax: +49 (721) 1809-9699 

E-Mail: EiseleP@eba.bund.de 

sb1-kar-stg@eba.bund.de 

Internet: www.eisenbahn-bundesamt.de 

Datum: 28.07.2020 

Geschäftszeichen (bitte im Schriftverkehr immer angeben) EVH-Nummer: 256039 

59142-591pt/018-2020#195   

 

Betreff: Ulm, Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Frauenstraße 124“ 
Bezug: Ihr Schreiben vom 28.07.2020, Az. SUB-Erg 

Anlagen:  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Ihr Schreiben ist am 28.07.2020 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter 

dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentli-

cher Belange. 

 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen 

und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft 

als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben 

die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berüh-

ren. 

 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der Planung berührt. Bei Beachtung der 

nachfolgenden Nebenbestimmungen bestehen keine Bedenken:  

Ich weise darauf hin, dass Flächen einer Eisenbahn des Bundes nicht überplant werden 

dürfen. Um solche Flächen handelt es sich, wenn 

• Grundstücke von einer Entscheidung gemäß § 18 AEG erfasst worden sind, 
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• das planfestgestellte Vorhaben verwirklicht worden ist,  

• die Grundstücke für Bahnbetriebszwecke tatsächlich in Dienst genommen worden sind.  

Aus diesem Grund sind diese Flächen aufgrund des Fachplanungsprivilegs aus § 18 AEG i.V.m. § 

38 BauGB der kommunalen Planungshoheit entzogen, solange sie nicht gemäß § 23 AEG von 

Bahnbetriebszwecken freigestellt worden sind.  

 

Weiterhin dürfen keine Bahnanlagen geändert werden. Aus den ist nicht ersichtlich, ob es zu ir-

gendwelchen Änderungen kommt. Ergibt sich im Zusammenhang mit einem Bebauungsplan die 

Notwendigkeit der Änderung einer Betriebsanlage (z.B. die Versetzung eines Oberleitungsmas-

tens) sind diese Änderungen nur im Rahmen eines Planrechtsverfahrens nach § 18 AEG zulässig. 

Wenn an den Bahnanlagen nichts geändert wird, bestehen keine Bedenken, die Flächen sind 

nachrichtlich darzustellen im B-Plan. 

 

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber 

der Eisenbahnbetriebsanlagen (Deutsche Bahn AG, DB Immoblien, Region Südwest, Gutschstr.6, 

76137 Karlsruhe) prüft. Die Betreiber dieser Anlagen sind möglicher Weise betroffen. Daher wer-

den die gebotenen Beteiligungen empfohlen, sofern sie nicht bereits stattfinden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Eisele
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Vodafone BW GmbH  
Aachener Str. 746-750, 50933 Köln, Postanschrift: Zentrale Planung, Postfach 10 20 28, 34020 Kassel 
vodafone.de  
Geschäftsführung: Dr. Johannes Ametsreiter (Vorsitzender), Anna Dimitrova, Bettina Karsch, Andreas Laukenmann, Gerhard Mack, Alexander Saul  
Handelsregister: Amtsgericht Köln, HRB 83533, Sitz der Gesellschaft: Köln, USt-ID DE 251 338 951   
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C2 General 

Vodafone BW GmbH, Postfach 10 20 28, 34020 Kassel 

 

  

 

 

Bearbeiter(in): Herr Korkmaz 

Abteilung: Zentrale Planung 

Direktwahl: +49 561 7818-150 

E-Mail: ZentralePlanungND@unitymedia.de 

Vorgangsnummer: EG-13631 

 

 
Stadt Ulm 
Frau Ergün 
Münchner Straße 2 
89079 Ulm 

 

Datum   
03.08.2020 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Frauenstraße 124“ 
 

Sehr geehrte Frau Ergün, 
 
vielen Dank für Ihre Informationen.  
 
Im Planbereich liegen keine Versorgungsanlagen der Vodafone BW GmbH. Wir sind grundsätzlich daran interessiert, 
unser glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neubaugebieten zu erweitern und damit einen Beitrag zur Sicherung der 
Breitbandversorgung für Ihre Bürger zu leisten.  
 
Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weitergeleitet, die sich mit Ihnen zu gegebener Zeit in 
Verbindung setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am Bebauungsplanverfahren weiter zu beteiligen. 
 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere obenstehende 
Vorgangsnummer an. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Zentrale Planung Vodafone  
 
 

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. oder eine 
Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass Vodafone und Unitymedia trotz der Fusion 
hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen Kommunikationswege. 
Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldigen.  
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Dienstgebäude Panoramastr. 4 · 89584 Ehingen · Telefon 07391 508-500 · Telefax 07391 508-516 
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REGIERUNGSPRÄSIDIUM TÜBINGEN 
  

Regierungspräsidium Tübingen · Postfach 26 66 · 72016 Tübingen 

 
 
Stadt Ulm 
SUB 

- Ausschl. per E-Mail an Frau Ergün 
- U.erguen@ulm.de 
-  

89070 Ulm 
 
 
 

Ehingen 13.08.20 

Name Thomas Merk 

Durchwahl 07391 508-522 

Aktenzeichen 45-22/2511.2 Ulm-Frauenstraße / 

L 1079 (Bitte bei Antwort ange-

ben) 
 
 
 

 

 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und  

vergleichbaren Satzungsverfahren  (§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch) 

 

 
A. Allgemeine Angaben 

 Stadt/Gemeinde Ulm  

 

  Flächennutzungsplan 

  Bebauungsplan für das Gebiet „Frauenstraße 124“  

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

  Sonstige Satzung 

 

   Fristablauf für die Stellungnahme am:       28.08.2020 

 

B. Stellungnahme der Straßenbaubehörde des Trägers der Straßenbaulast 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der straßenrechtlichen Ortsdurchfahrt 

(OD/E) von Ulm an der L 1079. Die Straßenbaulast an der Frauenstraße selbst 

und an der Landesstraße obliegt hier der Stadt. Das Regierungspräsidium – Abtei-

lung Straßenwesen und Verkehr – ist somit durch das Plangebiet nicht betroffen.  
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gez. 

Thomas Merk 

 
 
 

 



 

Dienstgebäude Konrad-Adenauer-Str. 20 · 72072 Tübingen · Telefon 07071 757-0 · Telefax 07071 757-3190 

poststelle@rpt.bwl.de · www.rp.baden-wuerttemberg.de · www.service-bw.de 

Buslinie 2 · Haltestelle „Regierungspräsidium" oder „Landespolizeidirektion" 
 

 

  

 

 

REGIERUNGSPRÄSIDIUM TÜBINGEN 
  

Regierungspräsidium Tübingen · Postfach 26 66 · 72016 Tübingen 

 
Stadt Ulm 
SUB 
 
Per E-Mail: U.Erguen@Ulm.de 
CC: Info@Ulm.de 

Tübingen 17.08.2020 

Name Sandra Kreußer 

Durchwahl 07071 757-3253 

Aktenzeichen 21-15/2511.2-2101.0 

(Bitte bei Antwort angeben) 
 

 

 

 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und vergleichba-

ren Satzungsverfahren (§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch) 

Schreiben vom 27.07.2020 

 

 

A. Allgemeine Angaben 

 

Stadt Ulm 
 

 Flächennutzungsplanänderung  

 Bebauungsplan „Frauenstraße 124“ 

 Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan  

 Sonstige Satzung 

 
 

B. Stellungnahme 

 

 Keine Anregungen oder Bedenken. 

 Fachliche Stellungnahme siehe Seite 2 
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1. Belange der Raumordnung 

  

Laut den vorgelegten Planunterlagen beabsichtigt die Stadt Ulm die Aufstellung 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Frauenstraße 124“.  

 

Als Art der Nutzung wird ein urbanes Gebiet ausgewiesen. Nach den planungs-

rechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind Einzelhandelsbetriebe all-

gemein zulässig. Großflächige Einzelhandelsbetriebe sind nicht zulässig. 

 

Da sich das Plangebiet in städtebaulich integrierter Lage befindet, bestehen aus 

Sicht des Einzelhandels keine raumordnungsrechtlichen Bedenken gegen die  

Planung. 

 

  

 

2. Belange des Immissionsschutzes 

 

Auf die Zuständigkeit der unteren Immissionsschutzbehörde für die Beurteilung 

des Immissionsschutzes wird hingewiesen. 

 

Wir begrüßen die in der Begründung des Bebauungsplans genannten Vorkehrun-

gen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und weisen darauf hin, dass 

die genannten passiven Schallschutzmaßnahmen (insbesondere die fensterunab-

hängige schallgedämmte Belüftung schutzbedürftiger Räume) unbedingt eingehal-

ten werden müssen.  

 

 

 

 

gez. 

Kreußer  

 



  

 
 

 
 
 
 
 
 
Regionalverband Donau-Iller  Schwambergerstr. 35  89073 Ulm 

 
 
 
 
Telefon: 0731 / 17608-17 
Telefax: 0731 / 17608-3917 
E-Mail: martin.samain@rvdi.de 
Homepage: www.rvdi.de  

Ihr Aktenzeichen: SUB-Er 

Ihr Schreiben vom:  21.07.2020 

Unser Zeichen: Sam 
Datum: 18.08.2020  

 

 
Stadt Ulm 
SUB 
Münchner Straße 2 
89073 Ulm 
per E-Mail 
 

 
 
 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Frauenstraße 124“, Stadt Ulm 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

die planungsrechtlichen Festsetzungen sehen vor, großflächigen Einzelhandel aus-

zuschließen. Dies entspricht den Zielsetzungen der Gesamtfortschreibung des 

Regionalplans Donau-Iller und wird von uns ausdrücklich begrüßt. 

Einwände oder Anregungen darüber hinaus bestehen von unserer Seite nicht. 

Mit freundlichen Grüßen 

Martin Samain 
stv. Verbandsdirektor 

 
 
Mehrfertigung zur Kenntnisnahme per E-Mail 

- Regierungspräsidium Tübingen, 
Höhere Raumordnungsbehörde 
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